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Nicht Fisch und nicht Fleisch: Freie Wähler kritisieren 
das von der Verwaltung vorgeschlagene 
Verpflegungskonzept, wonach es an städtischen Schulen 
und Kindertageseinrichtungen nur noch ein vegeta-
risches Menü geben soll. 
 
Die Freien Wähler beantragen die Absetzung des 
entsprechenden Tagesordnungspunkts der kommenden 
Gemeinderatsitzung und bittet die Verwaltung bis zur 
Wiederaufsetzung die Möglichkeit eins „dualen 
Essenangebots“ zu prüfen. 
 
In der kommenden Gemeinderatsitzung legt die Verwaltung dem 
Gemeinderat ein neues Verpflegungskonzept zur Abstimmung vor, 
wonach es ab dem Schuljahr 2023/2024 nur noch ein vegetarisches 
Gericht in den städtischen Grundschulen und Kitas geben soll. Als 
Grund wird die Vereinfachung in der Organisation angeführt. 
 
„Für unsere Fraktion ist dies nicht hinnehmbar“, sagt die Schul- und 
Weiterbildungssprecherin der Freien Wähler Gerlinde Schrempp, „es 
kann nicht sein, dass den Kindern keine Wahlmöglichkeit mehr bleibt 
und ihnen – ungefragt –  nur noch vegetarische Mittagessen vorgesetzt 
werden. Wir schlage der Verwaltung daher ein duales Essensangebot 
vor“.  
 
Bei dem dualen Essenangebot soll die Priorisierung auf vegetarischen 
Gerichten bleiben, jedoch soll den Schüler_innen darüber hinaus die 
Möglichkeit erhalten bleiben, ein Menü mit Fleisch oder Fisch wählen zu 
können. Die Abwicklung soll über eine App direkt zwischen den 
Schüler_innen und dem Caterer erfolgen, die Verwaltung bliebe also 
außen vor. 
 
„Auch haben wir den Eindruck, dass nicht ausreichend Gespräche mit 
dem Gesamtelternbeirat der Freiburger Schulen geführt wurden“, so 
Gerlinde Schrempp weiter, „und hier noch viele Fragen offen sind“. 
 
Die Freien Wähler beantragen daher den Tagesordnungspunkt 
abzusetzen und erst dann wieder aufzunehmen, wenn die 
Umsetzbarkeit unseres Vorschlags überprüft wurde und auch alle noch 
offenen Fragen geklärt sind.  
 
 
 

 


